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Die österreichischen Frauenberatungsstellen sind tagtäglich mit Beratungen zum Thema Scheidung/Trennung konfrontiert. 
Die exemplarisch aufgeführten (anonymisierten) Fallgeschichten spiegeln die tatsächliche Lebensrealität von Frauen und ihren Kindern in Trennungssituationen wieder. Sie zeigen Nachteile und Stolpersteine einer gemeinsamen Obsorge und daraus folgende Konsequenzen auf psychischer, finanzieller und gesundheitlicher Ebene für die Frauen und die Kinder. 
alleinige Obsorge –  alleinige Entscheidungen & alleinige Verantwortung
Beispiel aus der Praxis/Oberösterreich:
Eheliches Kind – Scheidung der Eltern. Eltern vereinbaren die alleinige Obsorge der Mutter, bei der das Kind zukünftig den hauptsächlichen Aufenthalt hat. Kurz nach der Scheidung begeht der Kindesvater eine Kriminalstraftat und muss dafür auch ins Gefängnis. Es wird medial darüber berichtet. In diesem Fall kann die Mutter ohne Zustimmungserfordernis des Vaters zum Schutz des Kindes eine Namensänderung vornehmen lassen.

· Alleinige Entscheidungen und Übernahme von Verantwortung machen rasches Handeln möglich und bieten Schutz

Gemeinsame Obsorge – trotzdem getrennte Entscheidungen & unklare Verantwortung
Beispiele aus der Praxis/OÖ:

· Vater meldet Kind im Reitunterricht an, monatliche Zahlungsverpflichtung trifft Mutter, diese muss das Kind auch jeweils hinbringen und abholen …

· Anmeldung des Kindes zur Führerscheinausbildung ohne Information der betreuenden Mutter 

· Vater kann außerhalb des vereinbarten Besuchsrechts unabhängig von Information und Zustimmung der Mutter das 4jährige Kind vom Kindergarten abholen, das Kind hätte am selben Nachmittag einen Arzttermin gehabt, für den sich die Mutter extra Urlaub genommen hat

· Vater geht ohne Information und Vereinbarung mit der Mutter zur Schul-Sprechstunde und vereinbart mit dem Lehrer einen Nachhilfeunterricht für das Kind; die betreuende Mutter muss in der Folge für dessen Kosten und für die Einhaltung (Organisation, Hinbringen/Abholen) sorgen (siehe Fallgeschichte 1/OÖ)
Fallgeschichte 1/OÖ: 
Vater führt ohne Übereinkunft mit der vorrangig betreuenden Mutter ein Gespräch mit Lehrer, weil das Kind Lernschwierigkeiten hat. Dort wird mitunter besprochen, dass das Kind zu wenig lernt, weil es von der Mutter zu wenig dazu angehalten und im Lernen kontrolliert wird. Lehrer und Vater vereinbaren einen bestimmten Nachhilfeunterricht. Die Nachhilfe soll in einem 15 km entfernten Ort stattfinden und ist relativ teuer. Anschließend kommt es zum Konflikt zwischen Vater und Mutter. Der Vater beschwert sich darüber, dass die Mutter zu wenig mit dem Kind lernt und dass das Kind am Nachmittag aufgrund der Berufstätigkeit der Mutter nur unzureichend betreut ist. Die Mutter wiederum wünscht sich eine praktische Einbindung des Vaters in die Problematik, in dem auch dieser mit dem Kind lernt. Z.B. dadurch, dass der Vater an einem Tag in der Woche das Kind von der Schule holt und betreut und mit dem Kind lernt. Jedenfalls wünscht sie sich die Erledigung der Hausaufgaben, wenn ein Besuchswochenende stattfindet. Bei diesen Wochenenden besteht der Vater aber darauf, dass die Schulaufgaben schon erledigt sind. Eine Beteiligung sowohl bei den Kosten für den Nachhilfeunterricht, als auch beim Hinbringen und Abholen des Kindes verweigert er, weil dieser außerhalb seiner Besuchszeiten stattfindet und er zur Kostenbeteiligung rechtlich nicht verpflichtet ist.

· Ausübung von Rechten aber keine Übernahme von Pflichten und Verantwortung

· Fehlende Kommunikationsbereitschaft 
· Alleinige Entscheidungen des Vaters mit finanziellen Konsequenzen für die Mutter 
· Profilierung „auf Kosten der Gegenseite“ 

Verlegung des Wohnortes – nur mit Gerichtsverfahren möglich?
Beispiel aus der Praxis/OÖ:

Eheliches Kind – Scheidung der Eltern. Die Eltern vereinbaren nach der Scheidung die Aufrechterhaltung der gemeinsamen Obsorge. Der Vater übt in der Folge zwar regelmäßig das Besuchsrecht aus, ansonsten nimmt er an der Erziehungsverantwortung nicht teil. Er zahlt weder Ehegattenunterhalt noch die Alimente. Der Vater ist Österreicher, die Mutter ist Kanadierin. Auch das Kind ist in Kanada geboren und hat dort gute soziale Kontakte. Die Mutter bekommt in Österreich keinen ihrer Ausbildung entsprechenden Job und sieht sich daher gezwungen, wieder nach Kanada zurückzugehen, insbesondere auch um den Unterhalt des Kindes zu gewährleisten. In diesem Fall kann die Mutter nicht ohne Zustimmung des Vaters mit dem Kind nach Kanada umziehen. Es muss ein Gerichtsverfahren angestrengt werden. 

· Wahrnehmung des Besuchsrechts aber keine Leistung der vereinbarten Unterhaltszahlungen 
· Gemeinsame Obsorge, aber keine Übernahme der Erziehungsverantwortung

· Verlegung des Wohnortes ins Heimatland der nichtösterreichischen Mutter - nicht ohne Zustimmung des Vaters möglich
Erfahrungen aus der Praxis/OÖ: 
Leider erleben wir in der Praxis viele Fälle nach einer Gewaltbeziehung/-ehe, wo die Kinder als Druckmittel eingesetzt werden. Bei gemeinsamer Obsorge fürchten die Mütter, dass sich der Vater bei Ausübung des Besuchsrechts mit den Kindern ins Ausland absetzen könnte. Tatsächlich sind diese Fälle auch schon vorgekommen. 
· Kinder werden als Druckmittel eingesetzt
· Gefahr, dass Vater sich  mit dem Kind ins Ausland absetzt 
Fallgeschichte 2/Burgenland:

Frau Z. verließ mit ihren beiden Kindern (2 und 5 Jahre alt) das gemeinsame Haus und zog vorübergehend ins Sozialhaus. Sie hatte jemand anderen kennengelernt und wollte sich von ihrem Mann scheiden lassen. Obwohl Frau Z. nicht berufstätig war und sich überwiegend um die Kinder kümmerte, während der Kindesvater berufsbedingt wenig Zeit aufbringen konnte, stellte er einen Antrag auf Übertragung der alleinigen Obsorge. Die Eltern von Frau Z., welche sich auf die Seite des Kindesvaters stellten, wollten die Kinder betreuen. 

Die Ausübung der gemeinsamen Obsorge war undenkbar, da Frau Z. mit den beiden Kindern zu ihrem neuen Lebenspartner in die Steiermark ziehen wollte, und der Kindesvater dies auf keinen Fall zulassen wollte. 

Frau Z. war der Ansicht, dass der verletzte Stolz ihren Mann so weit trieb, ihr Steine in den Weg zu legen und sie mit dem möglichen Verlust der Kinder zu bestrafen. Er sagte ihr mehrmals, dass sie alleine jederzeit gehen könne, aber ohne die Kinder. 

Frau Z. war anfangs sehr verwundert, dass der Kindesvater die Übertragung der alleinigen Obsorge wollte, zumal er mit der Betreuung der Kinder vornehmlich im Baby- und Kleinkindalter ohnehin überfordert war. 

Trotzdem wurde der Obsorgestreit weiter gerichtlich ausgetragen.

Das kinderpsychologische Gutachten sprach sich für die Übertragung der Obsorge an die Kindesmutter aus.

· Drohung mit Verlust der Kinder
· Beantragung der alleinigen Obsorge durch den sich bisher nicht sorgenden Elternteil

· Geplanter Umzug nur bei alleiniger Obsorge möglich
BesuchsRECHT - ohne VerPFLICHTung?
Fallgeschichte 2/OÖ: 
Vater sagt wiederholt kurz vor dem vereinbarten Besuchskontakt ab, auf das sich der Sohn schon so gefreut hat. Häufig kommt es dazu, dass er das Kind ohne vorherige Entschuldigung nicht abholt. Das Kind wartet mit gepackter Tasche … Die Mutter hat dann die Pflicht, das Kind zu trösten, häufig lässt sie sich für den Vater eine Ausrede einfallen …..

Im konkreten Fall handelte es sich um eine Krankenschwester, die ihren Dienstplan jeweils auf die vereinbarten Besuchszeiten des Kindesvaters abgestimmt hat. Sie stand regelmäßig vor dem Dilemma, dass sie kurzfristig eine andere Kinderbetreuung organisieren musste, um arbeiten gehen zu können. 
· Nichteinhaltung der Besuchskontakte 
· Keine Übernahme der Verantwortung für Kinderbetreuung
Fallgeschichte 1/Steiermark:

Frau X und ihr Ex-Lebensgefährte sind beide 28 Jahre alt. Frau X hat ihren Ex-Lebensgefährten mit 20 kennengelernt. Sie sind zuerst gemeinsam in eine Wohnung gezogen und haben dann begonnen, gemeinsam ein Haus zu bauen, hauptsächlich mit dem Geld, dass die KM von ihren Eltern bekam. Der Ex-Lebensgefährte wurde auf das Haus angeschrieben. Bei der Trennung wurde er ausbezahlt und bekam alles, was er investiert hatte, zurück.

Vor zweieinhalb Jahren wurde ein gemeinsamer Sohn geboren, für den die Mutter derzeit die alleinige Obsorge hat.

Zu Problemen kam es in der Beziehung nach der Geburt des Sohnes. Es gab unterschiedliche Auffassungen darüber, was ein Kind braucht bzw. wie das Leben mit einem Kind sein soll. Der Kindesvater trank zu viel und war ihr gegenüber jähzornig. Der Kindesmutter war es nicht mehr möglich, in der Freizeit jederzeit mit dem KV mitzufahren, was zu Streit führte. Der Kindesvater schrie mit ihr und bedrohte sie. Seit 1 ½ Jahren sind die beiden getrennt. Der KV lebt derzeit im Haus seiner Eltern.

Die Klientin kam zu uns in die Beratungsstelle, weil das Kind sich regelmäßig weigert, mit dem KV mitzufahren. Es hat Angst vor seinem Vater, schreit und weint, wenn es abgeholt wird. Die KM ist jetzt dazu übergegangen, das Kind selbst zum Vater zu bringen, um ihm die Fahrt zu ersparen. Der KV behauptet, das Kind hört sofort zu weinen auf, wenn die KM weg sei.

Die Sorge der Kindesmutter bezieht sich vor allem darauf, dass ihr Ex-Partner Alkoholiker sei, der zwar seinem Beruf nachgeht, aber am Wochenende regelmäßig trinkt (oft auch bis zum Umfallen .., er musste von den Eltern ins Krankenhaus gebracht werden, weil er stürzte, oder er schläft im Auto ein). Des weiteren ließ sich das Kind von Beginn an nicht vom Kindesvater füttern oder tragen; die Kindesmutter nimmt an, dass es damit zu tun hat, dass das Kind gesehen und gehört hat, wenn der Kindesvater mit ihm schrie.

Es kam Anfang März zu einer Besuchsregelung über das Jugendamt, in der festgelegt wurde, dass der Vater das Kind 14-tägig am Samstag von 9 bis 17 Uhr mitnehmen darf.

Bevor es zur Besuchsregelung kam, ist die Situation einmal eskaliert, als das Kind krank war, die Kindesmutter arbeiten gehen musste, und sich nicht aus dem Haus traute, weil der KV das Kind trotz Krankheit mitnehmen wollte. Sie rief die Polizei, es kam zu einer Wegweisung.

Der KV beantragte bei Gericht die Überprüfung der Situation, es wurde eine Frist von 3 Monaten festgelegt, nach der der KV bestätigen sollte, ob sich die KM an die Besuchsregelung gehalten hat. Da er keine Stellungnahme abgab, wurde die Beobachtungsfrist verlängert.

Derzeit ist es so, dass der gemeinsame Sohn nicht mit dem Vater mitfahren will, schreit, weint, klammert. Er hätte Angst vor fremden Menschen und sei immer in Sorge, er würde zum Vater gebracht, wenn sie ins Auto steigen.

Die Mutter erzählt, dass sie sich nach der Trennung gewünscht hat, dass die Besuchsregelung gut funktioniert, um keine Probleme zu haben. Sie könne es sich auch nicht leisten, Strafe zu zahlen.

Die KM besuchte auch die Mutter des KV, um den Kontakt mit ihr zu pflegen und um es dem Kind leichter zu machen, mit dem KV mit zu fahren. Von der Mutter des KV hat sie dann erfahren, dass es ihr „fast das Herz bricht“, miterleben zu müssen, wie ihr Enkelkind weint, wenn es beim KV ist. Sie dürfe es aber auch nicht trösten, im Gegenteil, der KV würde sie „ins Haus scheuchen“, wenn sie das Kind trösten wolle.

Beim Jugendamt fühlte sich die KM von der zuständigen Sozialarbeiterin nicht ausreichend wahrgenommen. Sie versuchte mit dem Leiter des Jugendamtes zu reden, der im „Papamonat“ war, wurde an seine Vertretung verwiesen, die viel Verständnis zeigte, sich aber erst in den Fall einlesen musste, und ihr den Rat gab, bei Gericht all diese Vorfälle zu schildern. Die ehemalige Sozialarbeiterin hat den Fall abgegeben, Frau X muss sich jetzt immer an die Vertretung des Jugendamtsleiters wenden.

Sie hat derzeit das begleitete Besuchsrecht beantragt und wünscht sich, dass das Kind in dieser Zeit lernt, mit dem Vater zu spielen. Sie hofft, dass es so zu einer Annäherung kommen kann.

· Gewalterfahrungen machen Angst – nicht nur der Mutter sondern auch dem Kind
· Wahrnehmung des Besuchsrechtes des Vaters steht über den Bedürfnissen des Kindes

· „Betreuung“ des Kindes durch einen keine Verantwortung übernehmenden Vater 
· Laufende Bemühungen der Mutter um eine Annäherung zwischen Kind und Vater 

· Antrag auf begleitetes Besuchsrecht  
Fallgeschichte 1/Burgenland:

Frau W. hat für die beiden Kinder im Alter von 8 und 9 Jahren die gemeinsame Obsorge mit ihrem Ex-Mann. Die Scheidung war vor 4 Jahren. Schon damals drohte der Ex-Mann Frau W., falls sie ihm Schwierigkeiten bezüglich der Kinder machen wird, werde er dafür sorgen, dass sie die Kinder verliert.

Seit der Kindesvater eine neue Lebensgefährtin hat, die er demnächst heiraten möchte, haben sich die Schwierigkeiten bei der Besuchsrechtsausübung verstärkt. Hauptsächlich ist der jüngere Sohn davon betroffen, der sensibler auf die Situation reagiert. Nachdem ihm der Kindesvater mitgeteilt hat, dass er die Lebensgefährtin ihm vorziehen würde, wollte der jüngere Sohn keinen Besuchskontakt mehr. Da der Kindesvater mit allen Mitteln sein Besuchsrecht durchsetzen wollte, brachte er ihn einmal sogar trotz größten Widerstandes gewaltsam zu seinem Auto, sperrte ihn ein und fuhr davon. 

Weiters wurde der jüngere Sohn auch in der Schule verhaltensauffällig, zumeist nach dem Besuchswochenende beim Vater. Der ältere Sohn hingegen verbringt seine Zeit gerne mit seinem Vater und dessen neuer Familie und versucht sich einzugliedern. 

Frau W. ist nicht berufstätig, weil sie für ihre Kinder da sein möchte, was ihr vom Kindesvater und dessen Lebensgefährtin vorgehalten wird.

Die Kindesmutter nimmt Gespräche beim Mobilen Beratungsdienst sowie bei anderen Beratungseinrichtungen in Anspruch, da sie mit der alleinigen Bewältigung der Situation überfordert ist.

Frau W. stellte bei Gericht einen Antrag auf Übertragung der alleinigen Obsorge. Der Kindesvater reagierte mit massiven Vorwürfen, dass Frau W. die Kinder medizinisch nicht ausreichend versorge, da sie auch Methoden der Alternativmedizin anwendet, oder nicht genügend Nachdruck auf die Kinder ausübe was den Schulbesuch anbelangt und beantragte seinerseits die Übertragung der alleinigen Obsorge.

Ein kinderpsychologisches Gutachten wurde in Auftrag gegeben.

· Drohung mit Verlust der Kinder

· Durchsetzung des Besuchsrechts mit Gewalt

· Keine Vorbereitung auf neue Lebenspartnerin/neues Familienmodell des Vaters verunsichert Kinder 
· Verhaltensauffälligkeiten in der Schule nach Besuchskontakten  
Fallgeschichte 3/Burgenland:
Frau V. ließ sich vor einem Jahr einvernehmlich scheiden und ist mit ihrer 7-jährigen Tochter in eine Wohnung gezogen. Der Kindesvater blieb im gemeinsamen Haus.

Beide Elternteile einigten sich auf eine gemeinsame Obsorge, was anfangs auch recht gut funktionierte. Es gab regelmäßige Besuchskontakte; die Tochter verbrachte jedes zweite Wochenende beim Vater.

Leider verschlechterte sich die Beziehung zwischen den Kindeseltern, es konnte keine Gesprächsbasis mehr gefunden werden und der Kindesvater begann, die Tochter negativ der Mutter gegenüber zu beeinflussen. Die Unterhaltszahlungen wurden eingestellt, die Kindesmutter musste beim Jugendamt einen Unterhaltsvorschuss beantragen. 

Der Kindesvater hielt sich nicht mehr an die außergerichtlich vereinbarten Besuchswochenenden; er holte das Kind unregelmäßig oder wollte kurzfristig einen anderen Termin.

Die Tochter war sehr enttäuscht, wenn der Kindesvater einfach nicht erschien, um sie abzuholen, ohne vorher Bescheid zu sagen.

Die Kindesmutter versuchte beim Jugendamt, eine schriftliche Vereinbarung über die Besuchszeiten zu treffen, doch der Kindesvater erschien nicht.

Nach einer Selbstmordankündigung der Kindesmutter gegenüber meldete sich der Kindesvater zwei Wochen lang nicht. Frau V. verständigte die Polizei; es war nichts passiert, der Kindesvater hatte es einfach nicht der Mühe wert gefunden, ein Lebenszeichen von sich zu geben. Aufgrund dieses Vorfalles musste Frau V. mit ihrer Tochter psychologische Hilfe in Anspruch nehmen. 

Da Frau V. der Meinung war, eine gemeinsame Obsorge müsse auch das Übernehmen von Verantwortung dem Kind gegenüber beinhalten, was beim Kindesvater völlig fehle, beantragte sie bei Gericht die Übertragung der alleinigen Obsorge.

· Negative Beeinflussung des Kindes gegen die Mutter
· Einstellung der Unterhaltszahlungen erzeugt finanziellen Druck

· Enttäuschung des Kindes durch die Nichteinhaltung vereinbarter Besuchszeiten durch den Vater

· Psychischer Druck auf Mutter und Kind durch Selbstmordankündigung des Vaters

· Obsorge heißt auch Übernahme von Verantwortung 
Gewalttäter nutzen ihre Rechte, anerkennen jedoch keine Pflichten

Fallgeschichte 1/NÖ:
Maria G. ist gebürtige Bulgarin, 38 Jahre alt und kam im Juni 2012 zu uns ins Frauenhaus. Zahlreiche blaue Flecken übersäten bei ihrer Ankunft ihren Körper, ein Auge war ebenfalls blau geschlagen. Verständigen konnte sich Maria nur über einen Freund, ebenfalls gebürtiger Bulgare, der sie ins Frauenhaus gebracht hatte, nachdem er mit ihr schon im Spital und bei der Polizei gewesen war. Dieser Freund dolmetschte für Maria, da sie – trotz bereits 5,5-jährigen Aufenthalts in Österreich – kaum ein Wort Deutsch verstand.

Maria war vor etwa 15 Jahren aus ihrem Heimatland Bulgarien nach Italien ausgewandert, gemeinsam mit ihrem bulgarischen Ehemann Emilio. Mit ihm hat sie einen Sohn (er ist mittlerweile Anfang 20) und eine Tochter, Michelle, die heute 12 Jahre alt ist. Vor etwa sechs Jahren lernte sie in Italien einen österreichischen Urlauber kennen, der sie sehr umschwärmte und in den sie sich bald verliebte. Sie ließ sich von ihrem Ehemann scheiden und folgte dem Urlauber Rajko M. nach Österreich. Marias Tochter Michelle begleitete ihre Mutter in die neue Heimat und begann in Österreich zur Schule zu gehen. Der Sohn blieb beim Vater in Italien.

Obwohl Maria eine äußerst gewissenhafte Hausfrau ist, fand ihr neuer Lebensgefährte immer wieder Gründe zur Beanstandung der Haushaltsführung und schlug im Extremfall auch zu. Außerdem erwies er sich als sehr eifersüchtig und erlaubte Maria nicht, die gemeinsame Wohnung ohne ihn zu verlassen. Da Rajkos Muttersprache Serbisch ist, verlangte er von Maria, ausschließlich serbisch mit ihm zu sprechen. Maria hatte also keine Chance, Deutsch zu lernen, obwohl sie jahrelang in NÖ wohnte.

Im September 2008 kam die gemeinsame Tochter Annamaria zur Welt. Die Streitigkeiten zwischen Maria und ihrem Lebensgefährten nahmen nun an Häufigkeit und Heftigkeit zu, auch die beiden Kinder blieben von den gewalttätigen Übergriffen Rajkos nicht verschont. Einerseits waren Michelle und Annamaria gezwungen, mitanzusehen wie Rajko ihre Mutter schlug, andererseits wurde insbesondere Michelle psychisch und teilweise körperlich von ihrem Stiefvater gequält. Aber auch Annamaria blieb von Schlägen ihres Vaters nicht verschont. 

Mehrmals rief Maria die Polizei zur Hilfe, doch es kam nie zu einer Anzeige. Maria verschwieg das tatsächliche Ausmaß der Gewalt aus Angst vor neuerlichen Wutanfällen ihres Lebensgefährten, die Polizei beließ es daher bei Streitschlichtungen. Aufgrund fehlender Sprachkenntnisse hatte Maria keinerlei Einblick in die österreichische Rechtslage zum Schutz von Gewaltopfern, niemand informierte sie über Hilfseinrichtungen wie Frauenhäuser oder Gewaltschutzzentren.

Im Juni 2012 eskalierte ein Streit über eine schlechte Schulnote von Michelle so sehr, dass Maria neuerlich die Polizei rufen musste. Diesmal waren ihre körperlichen Verletzungen nicht mehr zu übersehen. Rajko wurde aus der Wohnung weggewiesen, Maria kam ins Spital und erstattete später Anzeige bei der Polizei. Trotz Wegweisung entschied sie sich für eine Flucht ins Frauenhaus, zu groß war ihre Angst vor neuerlichen Übergriffen gegen sie und ihre beiden Töchter.

Schon bald nach Marias Einzug ins Frauenhaus stellte Rajko bei Gericht einen Antrag auf Besuchsrecht. Die darauffolgende Verhandlung endete mit einer Unterhaltsvereinbarung (der Rajko bisher nicht nachgekommen ist) und der Festsetzung von vier begleiteten Besuchskontakten zwischen Rajko und seiner leiblichen Tochter Annamaria, da sich Maria während der Verhandlung – aus Angst vor dem anwesenden Ex-Lebensgefährten – wieder nicht dazu durchringen konnte, dem Gericht von den körperlichen Übergriffen gegen Annamaria zu erzählen.

Mittlerweile hat bereits der erste Besuchskontakt stattgefunden. Rajko spielte sehr aufmerksam mit seiner Tochter und brachte ihr einen großen Sack mit Geschenken (Kleidung und Spielsachen) mit. Der anwesenden Pädagogin fiel nichts Negatives auf, allerdings verstand sie die Gespräche zwischen Vater und Tochter nicht, da diese auf Serbisch geführt wurden. Maria befürchtet, dass Rajko bei seiner Tochter Stimmung gegen sie macht. Trotzdem hat sie noch immer so große Angst vor ihm, dass sie bei den Besuchskontakten nicht dabei sein möchte. Das Tüpfelchen auf dem I: jeder begleitete Besuchskontakt verursacht Kosten in der Höhe von 70,- Euro. Maria muss davon die Hälfte selbst bezahlen, da der Richter nichts anderes bestimmt hat.

Wenn Väter künftig die Obsorge für ihre leiblichen Kinder auch gegen den Willen der Mutter beantragen können, würde das im Falle von Maria G. Folgendes bedeuten:

Rajko würde – im Falle einer Zustimmung des Gerichts – die Obsorge für Annamaria gemeinsam mit Maria erhalten. Er könnte dann jede wichtige Entscheidung bzgl. seiner Tochter mitbestimmen oder auch im Alleingang treffen, wenn Maria sich nicht dagegen wehrt. Dass sich Maria nicht gegen Rajko wehren kann, hat die Vergangenheit aber mehr als deutlich gezeigt: im Zweifelsfall setzte Rajko seinen Willen mit Gewalt durch. Und Maria ist so eingeschüchtert, dass sie es nicht wagt, den Behörden die volle Wahrheit zu erzählen.

Darüber hinaus hätte ein Vater, der seine Tochter psychisch und körperlich misshandelt hat, volle Verfügungsgewalt über sie. Erst, wenn sich die Mutter sicher genug fühlt, über die Gewalt gegen die Kinder offen zu sprechen, oder wenn Annamaria selbst alt genug ist, das zu tun, wäre eine Einschränkung der gemeinsamen Obsorge möglich. 

· Körperliche und psychische Gewalt gegen Ehefrau und Kinder hinterlässt Spuren
· Begleitete Besuchskontakte als Schutz vor dem Gewalttäter müssen von der Mutter mitfinanziert werden

· gemeinsame Obsorge bei unehelichen Kindern
· Wahrnehmung des Besuchsrechts aber keine Leistung der vereinbarten Unterhaltszahlungen 
Abschließende Stellungnahme der Frauenberatungsstellen des
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Die gerichtlich verfügte gemeinsame Obsorge ist keine Option

Wer hindert Väter, ihre Pflichten und Rechte wahrzunehmen?

Gemeinsames Recht ohne gemeinsame Pflichten?

Täglich verdeutlicht die Beratungsarbeit, dass gemeinsames Recht noch lange nicht gemeinsame Pflichten bedeutet. Unsere Besorgnis bezüglich einer gerichtlich verfügten gemeinsamen Obsorge bei unverheirateten Paaren bzw. auch nach Scheidungen ist berechtigt, da diese Vorgangsweise das Wohl aller Beteiligten außer Acht lässt.

Um die Lebensrealität von Frauen und Kindern zu verbessern, wären folgende verpflichtende politische Antworten notwendig:

· Verteilung der bezahlten und unbezahlten Arbeit (Hausarbeit, Kinderbetreuung, Pflegearbeit), die überwiegend von Frauen geleistet wird

· Erhöhung der Väterkarenz, da nur annähernd 3,5 Prozent der Väter diese in Anspruch nehmen

· Aktive Maßnahmen gegen Armut, die in einem hohen Ausmaß Alleinerzieherinnen und Kinder trifft (Mindeststandards bei Einkommen und den sozialen Sicherungssystemen)

· Verpflichtende Standards bei Obsorge und Besuchsrecht, wenn es in der Ehe und Lebensgemeinschaft Gewalt gegen Frauen und Kinder gibt (Aufhebung der Obsorge, Aussetzung des Besuchsrechtes)

· Ausbau, ausreichende finanzielle Ausstattung von Beratungseinrichtungen, Besuchscafes u.a.

Die wiederholt getätigten Aussagen „Es müssen die Rechte von Vätern gestärkt werden“ gehen das an der gesellschaftlichen Realität vorbei. Im Gegenteil, es festigt die mit nichts zu untermauernde öffentliche Klage, dass Männer/Väter permanent Opfer und damit keine Subjekte mit Handlungsmöglichkeiten sind.

Resümee

Eine gerichtlich verfügte gemeinsame Obsorge bei unverheirateten Paaren bzw. auch nach Scheidungen ist keine Option, weder für eine gelungene Vaterschaft noch für eine Verbesserung der Situation von Alleinerzieher/innen, noch für klare Verhältnisse für das Kind.

Wenn zwischen den Eltern eine Gesprächs- und Kooperationsbasis auch jenseits der Paarbeziehung (weiter) besteht, kann die gemeinsame Obsorge gelingen. Ist das nicht der Fall, dann zeigt die Erfahrung, dass gemeinsame Obsorge nicht funktioniert, sondern nur allzu leicht als Mittel zur Ausübung von Macht und Kontrolle benutzt werden kann.

Aktive Väter, welche sowohl Väterkarenz, Pflegeurlaube und Teilzeitarbeit in Anspruch nehmen um für ihre Kinder da zu sein, würden die Situation positiv verändern.

Gemeinsame Elternschaft in der Praxis, faire Verteilung von dazu nötiger Arbeit und damit verbundenen Einschränkungen bilden die Voraussetzung für eine gemeinsame Obsorge, für die wir uns einsetzen sollten – Männer wie Frauen.
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